
gegangen, die Abgeordneten von Verfahren aus ihren 
Wahlkreisen zu informieren und ihnen Gelegenheit zu 
geben, die Auffassung der Bevölkerung zu bestimmten 
Problemen zum Ausdruck zu bringen.

IV
Die Rolle der Justizverwaltungsstellen
1. Die Beziehungen der Justizverwaltungsstellen zum 
Bezirksgericht und zu den Kreisgerichten 
In diesem Zusammenhang muß die Rolle der Justizver­
waltungsstellen, mittels derer das Ministerium der 
Justiz seine ihm in § 13 GVG übergebene Anleitungs­
aufgabe wahrnimmt, besonders hervorgehoben werden. 
Die Justizverwaltungsstellen, die in den Ordnungen 
über die Aufgaben und die Arbeitsweise der örtlichen 
Volksvertretungen und ihrer Organe nicht besonders 
genannt sind, sind als Außenstellen der Zentrale im 
Bezirk zu charakterisieren. Ihre hauptsächliche Aufgabe 
besteht darin, dafür fcu sorgen, daß die entsprechend 
der jeweiligen politischen Situation in den Beschlüssen 
des Zentralkomitees der SED, des Staatsrates, der 
Volkskammer und der Regierung für den jeweiligen 
Zeitabschnitt gestellten Grundaufgaben gemäß der 
Anleitung des Ministeriums schnell in die Recht­
sprechung Eingang finden und konsequent durchgesetzt 
werden, um die Gerichte zu einem schlagkräftigen 
Instrument des Arbeiter-und-Bauern-Staates zu machen. 
Die Justizverwaltungsstellen tragen dem Ministerium 
gegenüber die volle Verantwortung für die einheitliche, 
straffe, der sozialistischen Gesetzlichkeit entsprechende 
Rechtsanwendung der Gerichte. Aufgabe der Justizver­
waltungsstellen ist es, die Gerichte durch Anleitung an 
Ort und Stelle politisch-fachlich zu befähigen, der ihnen 
auferlegten Verantwortung gerecht zu werden.
Der Beschluß über die Inkraftsetzung der neuen Ord­
nungen unterstreicht die Notwendigkeit, die Beziehun­
gen der Justizverwaltungsstelle zu den Gerichten, ins­
besondere zum Bezirksgericht, erneut zu untersuchen. 
Danach sind die Gerichte im Bezirk und in den Krei­
sen als die örtlichen Justizorgane des jeweiligen Terri­
toriums zu bezeichnen, die im Hinblick auf die Fest­
legung von Maßnahmen zur weiteren Festigung der 
Gesetzlichkeit eine gemeinsame Verantwortung mit 
ihren jeweiligen Volksvertretungen tragen.
Die Unterstellung der Bezirksgerichte unter die Kon­
trolle der Justizverwaltungsstellen ist jedoch beizu­
behalten, weil sich in ihr lediglich die in § 13 GVG aus­
gesprochene Unterstellung unter die Anleitung und 
Kontrolle des Ministeriums der Justiz verkörpert.
Die Berichterstattung vor dem Bezirkstag obliegt dem 
Bezirksgericht. Die Justizverwaltungsstelle hat dem 
Bezirksgericht in seiner Aufgabe, dem Bezirkstag und 
seinen ständigen Kommissionen sowie dem Rat des 
Bezirks die Erfahrungen und Schlußfolgerungen aus der 
Analyse der . Justiztätigkeit zu vermitteln, Anleitung 
und Hilfe zu geben und sich dabei der Unterstützung 
und Mitwirkung des Staatsanwalts des Bezirks und der 
übrigen Sicherheitsorgane zu versichern. Die Justizver­
waltungsstelle hat insbesondere die Aufgabe, das 
Bezirksgericht zu befähigen, durch eigene Beiträge die 
Beschlußfassung des Bezirkstages und seines Rates mit 
vorbereiten zu helfen. Zu diesem Zweck arbeitet die 
Justizverwaltungsstelle selbst in den ständigen Kom­
missionen mit und nimmt an den Sitzungen der Volks­
vertretung sowie des Rates teil. Entsprechendes gilt im 
Verhältnis zu den Kreisgerichten.
Die Gerichte werden von der Justizverwaltungsstelle in 
ihrer Zusammenarbeit mit den örtlichen Organen vor 
allem auch dadurch unterstützt, daß ihnen die ver­
gleichbaren Arbeitsergebnisse aus anderen Kreisen und 
Bezirken übermittelt werden, wodurch sie zu einer 
realen Einschätzung der Situation des Kreises im 
Kampf um die Durchsetzung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und die Überwindung der Kriminalität kom­
men.

Verleihung des Vaterländischen Verdienstordens
Der Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Walter 
Ulbricht, verlieh am 1. Dezember dieses Jahres

Prof. Dr. Gerhard Buchda,
Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 

der Friedrich-Schiller-Universität Jena,

anläßlich seines 60. Geburtstages den Vaterländi­
schen Verdienstorden in Bronze. Mit dieser hohen Aus­
zeichnung wurden der aktive Einsatz Prof. Dr. Buchdos 
beim Aufbau und bei der Leitung der Rechtswissen­
schaftlichen Fakultät und seine intensive Arbeit auf 
dem Gebiet der rechtshistorischen Forschung ge­
würdigt.
Redaktionskollegium und Redaktion beglückwünschen 
Prof. Dr. Buchda zu dieser Ehrung.

2. Die Beziehungen der Justizverwaltungsstelle als 
Außenstelle der Zentrale zu den örtlichen Volksver­
tretungen

Die schon im Gesetz über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 17. Januar 1957 vorgesehenen Bezie­
hungen zwischen den örtlichen Organen der Staats­
macht und den zentralen Organen wurden entsprechend 
den gegenwärtigen Bedingungen und Erfordernissen 
weiterentwickelt. So heißt es z. B. in der Ordnung über 
die Aufgaben und die Arbeitsweise des Bezirkstages 
und seiner Organe in Abschn. I Ziff. 7 Buchst, e:

„Zur Wahrnehmung seiner Verantwortung obliegt es
dem Bezirkstag:
Fragen zu erörtern, die von gesamtstaatlicher Bedeu­
tung sind, und dazu den zentralen staatlichen Organen
Vorschläge zu unterbreiten.“

Und in Abschn. II Ziff. 7 Buchst, g wird gesagt, daß der 
Bezirkstag den zentralgeleiteten staatlichen Organen mit 
seinen Beschlüssen Empfehlungen geben soll, um ihre 
Mitwirkung bei der Durchführung der Beschlüsse zu 
sichern.
Dementsprechend ist es Aufgabe der zentralen staat­
lichen Organe, mit Hilfe ihrer Organe in den Bezirken 
den örtlichen Organen der Staatsmacht im Bezirk und 
in den Kreisen ihrerseits bei der Erfüllung der ihnen 
auferlegten Pflichten zu helfen und sie 2m unterstützen.

Die Beziehungen zwischen den zentralen staatlichen 
Organen und den örtlichen Organen der Staatsmacht 
sind selbstverständlich keine Beziehung der Über- und 
Unterordnung, sondern kameradschaftliche Beziehun­
gen der gegenseitigen Hilfe und Unterstützung zwischen 
Organen verschiedener Ebene. Auf Wunsch der örtlichen 
Organe ist die Justizverwaltungsstelle verpflichtet, 
ihrerseits Auskünfte über die Justizarbeit zu erteilen 
sowie ihre Einschätzung und evtl, geplante Maßnahmen 
der Volksvertretung und ihren Organen zu unter­
breiten.
Die zentralen Organe der Justiz geben den örtlichen 
Organen der Staatsmacht die erforderliche Hilfe und 
Unterstützung vor allem durch die Ausarbeitung zen­
traler, auf den Erfahrungen aller Bezirke beruhender 
Anleitungen zu grundsätzlichen Aufgaben der Justiz, 
durch Schlußfolgerungen aus dem zentralen Krimina­
litätsbericht, die sich aus der vergleichenden Betrach­
tung der Bezirke ergeben, durch Auswertung und Popu­
larisierung von Entscheidungen des Obersten Gerichts 
und anderer Gerichte.

Alle diese Materialien werden unter Beachtung der 
Erfordernisse der Wachsamkeit über die Justizverwal­
tungsstellen an die Volksvertretungen bzw. an die Räte 
weitergeleitet.
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